Fragen der SEEBRUCKE an die Bundestagswahlkandidat*innen 1
zu Flucht, Asyl und Aufnahme:

1. Flucht nach Europa - Menschenrechtsverletzungen an Europas Grenzen

Seit 1993 sind mehr als 44.000 Menschen auf der Flucht nach und in Europa ge-
storben. Das Mittelmeer bleibt die tédlichste Fluchtroute der Welt. Es gibt kein
europdisches Seenotrettungsprogramm. Zivile Seenotretter*innen werden fir
ihren Einsatz von europdischen Regierungen kriminalisiert und an Einsdtzen ge-
hindert. Immer mehr Schutzsuchende werden kriminalisiert und verurteilt, weil sie
nach Europa geflohen sind.

11 Seit Jahren bestehen Lager an Europas Grenzen, in denen Schutzsuchende
unter katastrophalen Bedingungen leben mussen. Hintergrund ist das ge-
scheiterte Dublin-System, nach dem allein die Staaten fir die Asylverfahren
zustandig sind, in denen die Geflichteten zuerst angekommen sind. Treten
Sie fur das Ende des ungerechten Dublin-System ein? Werden Sie sich fur die
vollstdndige SchlieBung dieser Lager einsetzen?

IVl Ja "] Nein "] Unentschlossen

Begrindung

Europa muss seine humanitare Pflicht ernst nehmen — das Recht auf Asyl ist ein
hohes Gut, das es zu verteidigen gilt. Insbesondere mit Blick auf besonders
schutzbedurftige Gruppen, wie Frauen, Kinder und Senioren, ist es wichtig, dass
der Asylantrag fur die EU bereits in EU- Botschaften in Drittstaaten gestellt
werden kann. Mit der Eroffnung sicherer und legaler Fluchtwege kann auRerdem
das Schlepperwesen bekampft werden. Dariber hinaus miissen wir
Fluchtursachen bekampfen und die Aufnahme von Flichtlingen in der EU fair

1.2 Immer wieder werden Menschen von EU-Staaten direkt an der Flucht nach
Europa gehindert. EU-Staaten missachten dabei das vélkerrechtlich ver-
briefte Recht auf faire Asylverfahren. Werden Sie fur den sicheren und un-
gehinderten Zugang zum Recht auf Asyl in Europa eintreten? Werden Sie
sich far ein Ende der vélkerrechtswidrigen Pushbacks an Europas Grenzen
engagieren?

Y1 Ja "] Nein "] Unentschlossen

Begriindung

Wir lehnen eine Asylpolitik ab, die sich als Flichtlingsabwehr versteht.
Ziel muss es sein, dass Fluchtlinge mdglichst heimatnah Schutz finden und
auRerhalb der EU einen Asylantrag stellen kénnen. Daher fordert die ODP:

« mehr finanzielle Hilfen fur die Flichtlingslager au3erhalb der EU

e Aufbau und Ausbau der auslandischen Migrationszentren zur Beratung bei
der Stellung eines Asylantrages nach Europa

« Bekampfung des Schlepperwesens durch Er6ffnung sicherer und legaler

1.3 Die europaische Grenzschutzbehorde Frontex ist fur schwere Menschen-
rechtsverletzungen wie illegale Pushbacks an den EU-AuBengrenzen ver-
antwortlich. Frontex wird von deutschen Beamt*innen personell unterstutzt.
Im Rahmen der EUNAFOR MED Operation unterstutzt Deutschland daruber
hinaus die Ausbildung der sogenannten libyschen Kistenwache. Diese ver-
hindert unter dem Deckmantel der Schleuserbekdmpfung die Flucht von [
Menschen nach Europa und zwingt Flichtende zurtck in libysche Folterla- SEEBRUCKE



1.4

1.5

ger. Sind Sie fur ein Ende der deutschen Beteiligung an Frontex- und EUNA-
FOR MED-Einsatzen?

IVl Ja "] Nein "] Unentschlossen

Begriindung

Wir lehnen eine Asylpolitik ab, die sich als Flichtlingsabwehr versteht.

Ziel muss es sein, dass Flichtlinge mdglichst heimatnah Schutz finden und
auRerhalb der EU einen Asylantrag stellen kdnnen und sich nicht auf den langen,
gefahrlichen Weg durch Wisten und tber das Mittelmeer begeben.

Werden Sie sich fur eine flachendeckende europaisch-koordinierte und -
finanzierte Seenotrettungsmission fur das Mittelmeer einsetzen? Sind Sie
dafur, dass zivile Seenotretter*innen ungehindert Rettungsmissionen durch-
fuhren kénnen?

7] Ja "] Nein "] Unentschlossen

Begrindung

Das sind zwei Fragen, die man nicht auf einmal beantworten kann.

Durch das oben genannte neue Zugangssystem nach Europa sollte die
Notwendigkeit fur Seenotrettung weniger werden.

Zivile Seenotrettung gehdort zum humanitaren Erbe weltweit und sollte nicht
behindert werden. Aber in dieser Hilfe besteht auch die Gefahr eines
Pull-Effekts. Und eine offene Gesellschaft wird auch nicht unbegrenzt
Geflichtete aufnehmen kdnnen, wenn sie gut versorgt werden sollen.

Uber 250 Kommunen in Deutschland haben sich zu Sicheren Hafen erklart
und ihre Bereitschaft bekundet, zusatzlich zur Aufnahmequote Geflichteten
aufzunehmen. In verschiedenen Bundeslandern wurden Landesaufnahme-
programme beschlossen. Trotzdem blockiert das Innenministerium immer
wieder dieses Engagement. Werden sie sich dafur einsetzen, dass Deutsch-
land in der nachsten Legislaturperiode in deutlich gréBerem Umfang als
bisher gefliichtete Menschen Uber Aufnahmeprogramme aufnimmt? Unter-
stUtzen Sie die die Forderung, dass Bundeslander und Kommunen eigen-
standig - also ohne Zustimmung des Bundesinennministeriums - zusatzlich
Geflichtete aufnehmen kénnen?

7] Ja Y1 Nein "] Unentschlossen

Begrindung

Die ODP tritt fur die Ausweitung der Resettlementprogramme in
Zusammenarbeit mit dem UN-Fluchtlingshilfswerk UNHCR ein.

Es muss aber eine Koordination der Aufnahme aus aufenthaltsrechtlichen
Grunden erfolgen. Deshalb braucht es keine Umgehung des
Bundesinnenministers, sondern einen Ablésung des Stelleninhabers.

Es reicht aber nicht nur die Aufnahme von Geflichteten durch Kommunen, also
die Bereitstellung von Wohnraum. Die Integration unterschiedlicher Kulturen und
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2. Schutz von Gefliichteten in Deutschland

Tausende Familien werden auf der Flucht auseinandergerissen. In etlichen Fallen
kommen Familienmitglieder zu unterschiedlichen Zeitpunkten und in verschiede-
nen europdischen Landern in Europa an, in vielen anderen Fallen sind die Flucht-
routen far Familienmitglieder versperrt oder lebensgefdhrlich. Diese Politik zwingt
gerade die Schwadchsten auf gefdhrliche Fluchtrouten. Der Familiennachzug
wurde in den letzten Legislaturperioden stark eingeschrdnkt.

21

2.2

Immer wieder blockieren und erschweren Behérden den Nachzug von Fami-
lienmitgliedern zu ihren Angehorigen, die langst in Deutschland leben. Die
Verfahren ziehen sich Uber Monate, manchmal auch Uber Jahre. Werden Sie
sich far den Abbau burokratischer Hirden und die Vereinfachung der Verfah-
ren beim Familiennachzug einsetzen?

7] Ja "] Nein Il Unentschlossen

Begriindung

Welche Verfahren meinen Sie da?

Der Familiennachzug wird subsidiar Schutzberechtigten verwehrt. Gleichzei-
tig durfen seit 2018 nur noch 1.000 Menschen monatlich durch einen Fami-
liennachzug nach Deutschland kommen. Angehdrige missen in unsicheren
Herkunftsstaaten ausharren und der Schutz und die Rechte von Familien
werden blockiert. Werden Sie sich fur das Recht auf Familiennachzug fur
subsidiar Schutzberechtigte einsetzen? Sind Sie fur den Nachzug von Ge-
schwistern im Rahmen des Familiennachzuges?

7] Ja "] Nein "] Unentschlossen

Begrindung

Erneut wollen Sie auf zwei Fragen eine Antwort haben. Das geht nicht.

1. Eine Ausweitung des Familiennachzuges muss gut tiberlegt werden. Wie oben
bereits argumentiert, geht es ja nicht nur um die Bereitstellung von Wohnraum,
sondern auch um die gute Begleitung und Integration der Geflichteten. Dazu
reicht nicht allein der gute Wille, sondern die Méglichkeiten missen geschaffen
und von der Mehrheit der Bevoélkerung mitgetragen werden. Das ist die
Voraussetzung politischer Arbeit in einer demokratischen Gesellschaft.
Zunéachst einmal ist es wichtig, dass Uiberhaupt das Kontingent von 1000
Nachziehenden pro Monat ausgenutzt wird. Selbst das wurde in den letzten
Jahren nicht immer erreicht, weil birokratische Hindernisse blockierten.

2. Das Recht zum Nachzug von Geschwistern (Kindern und Jugendlichen) gehort
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»Die Wirde des Menschen ist unantastbar.«, heiBt es im Grundgesetz. Und doch
missachten Regierungen und Behérden vielfach den Schutz der Menschenwdirde,
wenn es um gefitichtete Menschen geht.

2.3 Mitunzahligen Gesetzen wurde das Asyl- und Aufenthaltsrecht in den letz-
ten Jahren immer weiter verschéarft und die Rechte von Geflichteten immer
starker eingeschrankt. Kdnnen Sie versprechen, dass Sie gegen jede weitere
Verscharfung des Asyl- und Aufenthaltsrechtes stimmen werden?

IVl Ja "] Nein "] Unentschlossen

Begriindung

Die ODP tritt eindeutig fir einen Erhalt des Asylrechtes und eine Abschaffung
des Dublin-Systems ein. Genauso wichtig ist aber die bereits oben genannte
Reduzierung von Fluchtursachen, damit Menschen sich gar nicht erst auf den
Weg nach Europa machen mussen. Dazu gehort eine weltweite Friedenspolitik
und weltweiter Fairhandel.

Man darf sich aber auch nicht der Illusion hingeben, dass alle weltweit Verfolgten
ihr Heil in Europa suchen kdnnen. Wer das will, Uberfordert die Bevolkerung und
ignoriert die interkulturelle Problematik und das Wachstum von
Parallelgesellschaften als Zeichen einer schlechten Integration.

Verantwortung iibernehmen hei3t hier fur die ODP, nicht alle Tiiren zu 6ffnen,
sondern die wirklich Schutzbedurftigen gut aufzunehmen und zu versorgen.
Dazu gehort aber auch, die Arbeitsmigration vom Asyl zu trennen und leichtere
Ubergéange mit klaren Regeln zu schaffen.

2.4 Die erleichterte Abschiebung von Personen aus sogenannten “sicheren
Herkunftsstaaten”, diskriminierende Wohnsitzauflagen, Kirzungen im Asyl-
bewerberleistungsgesetz, die Ausweitung von Abschiebehaft und die
Schlechterstellung der Duldung - das sind nur einige Beispiele fur die Asyl-
rechtsverscharfungen der letzten Jahre. Werden Sie sich fur die Riucknah-
me der unzahligen Verscharfungen des Asyl- und Aufenthaltsrechtes seit
Herbst 2015 einsetzen?

7] Ja "] Nein "] Unentschlossen

Begrindung

Diese Frage kann man nicht pauschal beantworten.

1. Um das wertvolle Asylrecht zu erhalten, ist naturlich eine genaue Betrachtung
der Motivation der Geflichteten notwendig. Deshalb muss stérker als bisher
darauf geachtet werden, diesen Bereich nicht zu Gberfordern. Daher setzt sich
die ODP dafur ein, von Anfang an die Unterscheidung zwischen Flucht und
Arbeitsmigration deutlicher zu machen, um die Zahl unbegriindeter Asylantrage
zu senken und der Arbeitsmigration einen klaren Rahmen zu geben. Dazu ist ein
leichterer Spurwechsel notwendig.

2. Es gibt unsinnige Verscharfungen von Gesetzen aus den letzten Jahren, die
teilweise zurickgenommen werden sollten, wie z. B. die Duldung light. Und die
ODP setzt sich auch fiir eine tUber die gesetzlichen Krankenkassen organisierte
Basis-Krankenversicherung ein, weil damit die Landratsamter entlastet werden.
Eine pauschale Ricknahme von Gesetzen ist nicht sinnvoll, sondern die
einzelnen Reaeln miissen in ihrer Intention (Ahschreckiina 2Y 1ind in ihrer
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2.5 Seit Jahren wird immer wieder ein eigenstandiges Ministerium fur Zuwan-
derung und Integration gefordert, um Fragen der Zuwanderung und des
Zusammenlebens nicht l1dnger aus der Perspektive der inneren Sicherheit
zu betrachten. Sind Sie fur ein eigenes Ministerium fur Fragen von Asyl- und
Aufenthaltsrecht und damit der Herauslésung des BAMFs aus dem Innenmi-
nisterium?

7] Ja Y1 Nein "] Unentschlossen

Begrindung

Ein eigenes Ministerium wird nur Schnittstellenverluste zwischen beiden
Bereichen nach sich ziehen, die den Betroffenen auch nicht helfen.

Wichtiger ist die inhaltliche Neuausrichtung der Bereiche Asyl und Integration
auch im Hinblick auf die Abgrenzung zur Arbeitsmigration und ein stérkerer Blick
auf die Integration der neuen Mitbiirger im Sinne von Férdern und Fordern.
Besser ware, eine Stabstelle Integration im Innenministerium einzurichten.

2.6 Seit 2018 werden ankommende Geflichtete in verschiedenen Bundeslan-
dern in “Anker-Zentren” bis zur Entscheidung Gber ihren Asylantrag unterge-
bracht. In diesen riesigen und faktisch geschlossenen Einrichtungen haben
Ankommende keinen Zugang zu unabhangiger Rechtsberatung. Ziel der
Anker-Zentren ist die Isolation und einfachere Ruckfuhrung von Asylsuchen-
den. In vielen Bundeslandern bestehen ahnliche Konzepte der Isolation von
Ankommenden in Erstaufnahmeeinrichtungen. Werden Sie fur die Abschaf-
fung von Anker-Zentren und dhnlichen geschlossenen Erstaufnahmeeinrich-
tungen einstehen?

Y1 Ja "] Nein "] Unentschlossen

Begriindung

Die ODP setzt sich fur eine dezentrale Unterbringung von Gefliichteten ein, weil
das fur diese und ihre Unterstitzer besser ist und negative Effekte reduziert.
Gesonderte Zentren mit verminderten Hilfsmdglichkeiten lehnt die ODP aus
humanitaren und verfassungsrechtlichen Griinden ab.
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2.7

2.8

In Deutschland lebende Geflichtete werden durch Wohnsitzauflagen und
Residenzpflichten in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschrankt. Sind sie fur die
Abschaffung aller Wohnsitzauflagen und Residenzpflichten, damit Geflich-
tete selbstbestimmt in eigenen Wohnungen leben kénnen?

7] Ja Y1 Nein "] Unentschlossen

Begrindung

Die Wohnsitzpflicht gilt in den ersten 3 Jahren und soll zu einer besseren
Verteilung fuhren. Schon jetzt ist absehbar, dass anerkannte Geflichtete
danach ihre Freiziigigkeit nitzen, vor allem im grof3stadtischen Bereich
landsméannische Communities zu bilden, in denen eine erneute Ghettoisierung
anstatt Integration droht. Wer Integration will, muss das im Gegenteil Gber
Quartiersmanagement und Stadtteilentwicklung mitsteuern versuchen. Dazu
braucht es den interkulturellen Blick und das Einfordern der Integration auch fur
die Neubiiraer.

Das Asylbewerberleistungsgesetz schrankt den Zugang zu Sozialleistungen
und medizinische Versorgung fur Gefllichtete stark ein. Werden Sie sich fur
die Abschaffung dieses diskriminierenden Gesetzes einsetzen?

[]3Ja ] Nein "] Unentschlossen

Begrindung

Was soll eine Abschaffung des Gesetzes bewirken? Flir menschenwirdige
Unterbringung braucht es eine ausreichende Einkommensbasis und die muss
gesetzlich verankert sein. Das Gesetz ist zu reformieren, aber nicht
abzuschaffen.

Eine Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes wirde die Berechtigten
an die Jobcenter Uberlassen, die hdhere Anforderungen an die Passpflicht
haben und oft auch eine deutlich langere Bearbeitungsdauer. Damit wirden
Asylbewerber gerade in der Anfangszeit oder beim behérdlich angeordneten
Wohnortwechsel langere Zeit ohne Mittel dastehen. Das wollen wir nicht.

Zur Seebriicke:

Wir sind eine politische Bewegung, getragen vorwiegend von Einzelpersonen aus
der Zivilgesellschaft. Mit Demonstrationen und Protestaktionen auf dem Land und
in der Stadt streiten wir mit unseren zahlreichen Lokalgruppen fir eine solidari-
sche und menschenrechtsbasierte Migrationspolitik - kurz: Weg von der Abschot-
tung und hin zu Bewegungsfreiheit fur alle Menschen!

Ndhere Informationen unter: seebruecke.orq

Ndéhere Informationen zur Lokalgruppe:
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	Textfeld 1: Europa muss seine humanitäre Pflicht ernst nehmen – das Recht auf Asyl ist ein hohes Gut, das es zu verteidigen gilt. Insbesondere mit Blick auf besonders schutzbedürftige Gruppen, wie Frauen, Kinder und Senioren, ist es wichtig, dass der Asylantrag für die EU bereits in EU- Botschaften in Drittstaaten gestellt werden kann. Mit der Eröffnung sicherer und legaler Fluchtwege kann außerdem das Schlepperwesen bekämpft werden. Darüber hinaus müssen wir Fluchtursachen bekämpfen und die Aufnahme von Flüchtlingen in der EU fair gestalten. 
	Textfeld 2: Wir lehnen eine Asylpolitik ab, die sich als Flüchtlingsabwehr versteht.
Ziel muss es sein, dass Flüchtlinge möglichst heimatnah Schutz finden und außerhalb der EU einen Asylantrag stellen können. Daher fordert die ÖDP:
    • mehr finanzielle Hilfen für die Flüchtlingslager außerhalb der EU
    • Aufbau und Ausbau der ausländischen Migrationszentren zur Beratung bei der Stellung eines Asylantrages nach Europa
    • Bekämpfung des Schlepperwesens durch Eröffnung sicherer und legaler Fluchtwege
    • von Anfang an Unterscheidung von Flucht und Arbeitsmigration, um die Zahl unbegründeter Asylanträge zu senken und der Arbeitsmigration einen klaren Rahmen zu geben 
	Kontrollkästchen 1: Ja
	Kontrollkästchen 4: Ja
	Kontrollkästchen 2: Off
	Kontrollkästchen 5: Off
	Kontrollkästchen 3: Off
	Kontrollkästchen 6: Off
	Textfeld 3: Wir lehnen eine Asylpolitik ab, die sich als Flüchtlingsabwehr versteht.
Ziel muss es sein, dass Flüchtlinge möglichst heimatnah Schutz finden und außerhalb der EU einen Asylantrag stellen können und sich nicht auf den langen, gefährlichen Weg durch Wüsten und über das Mittelmeer begeben.
	Textfeld 4: Das sind zwei Fragen, die man nicht auf einmal beantworten kann.
Durch das oben genannte neue Zugangssystem nach Europa sollte die Notwendigkeit für Seenotrettung weniger werden. 
Zivile Seenotrettung gehört zum humanitären Erbe weltweit und sollte nicht behindert werden. Aber in dieser Hilfe besteht auch die Gefahr eines Pull-Effekts. Und eine offene Gesellschaft wird auch nicht unbegrenzt Geflüchtete aufnehmen können, wenn sie gut versorgt werden sollen.
	Textfeld 5: Die ÖDP tritt für die Ausweitung der Resettlementprogramme in Zusammenarbeit mit dem UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR ein.
Es muss aber eine Koordination der Aufnahme aus aufenthaltsrechtlichen Gründen erfolgen. Deshalb braucht es keine Umgehung des Bundesinnenministers, sondern einen Ablösung des Stelleninhabers.
Es reicht aber nicht nur die Aufnahme von Geflüchteten durch Kommunen, also die Bereitstellung von Wohnraum. Die Integration unterschiedlicher Kulturen und Religionen kann gelingen, wenn sie als gesamt-gesellschaftliche Aufgabe verstanden und von vielen mitgetragen wird. Deshalb ist von Beginn an eine gute Begleitung der neuen Mitbürger durch die ausreichende Stellenbesetzung der Behörden, den Erhalt einer handlungsfähigen Asylberatung und die Unterstützung ehrenamtlicher Helferkreise notwendig. Hier darf nicht vorschnell gekürzt werden.
	Kontrollkästchen 7: Ja
	Kontrollkästchen 10: Off
	Kontrollkästchen 13: Off
	Kontrollkästchen 8: Off
	Kontrollkästchen 11: Off
	Kontrollkästchen 14: Ja
	Kontrollkästchen 9: Off
	Kontrollkästchen 12: Off
	Kontrollkästchen 15: Off
	Textfeld 6: Welche Verfahren meinen Sie da? 
	Textfeld 7: Erneut wollen Sie auf zwei Fragen eine Antwort haben. Das geht nicht.
1. Eine Ausweitung des Familiennachzuges muss gut überlegt werden. Wie oben bereits argumentiert, geht es ja nicht nur um die Bereitstellung von Wohnraum, sondern auch um die gute Begleitung und Integration der Geflüchteten. Dazu reicht nicht allein der gute Wille, sondern die Möglichkeiten müssen geschaffen und von der Mehrheit der Bevölkerung mitgetragen werden. Das ist die Voraussetzung politischer Arbeit in einer demokratischen Gesellschaft.
Zunächst einmal ist es wichtig, dass überhaupt das Kontingent von 1000 Nachziehenden pro Monat ausgenützt wird. Selbst das wurde in den letzten Jahren nicht immer erreicht, weil bürokratische Hindernisse blockierten.
2. Das Recht zum Nachzug von Geschwistern (Kindern und Jugendlichen) gehört zum Schutz der Familieneinheit, die die ÖDP eindeutig befürwortet. Davon ist das Recht auf Nachzug von erwachsenen Kindern zu unterscheiden, das wir nicht befürworten.
	Kontrollkästchen 16: Off
	Kontrollkästchen 19: Off
	Kontrollkästchen 17: Off
	Kontrollkästchen 20: Off
	Kontrollkästchen 18: Ja
	Kontrollkästchen 21: Off
	Textfeld 8: Die ÖDP tritt eindeutig für einen Erhalt des Asylrechtes und eine Abschaffung des Dublin-Systems ein. Genauso wichtig ist aber die bereits oben genannte Reduzierung von Fluchtursachen, damit Menschen sich gar nicht erst auf den Weg nach Europa machen müssen. Dazu gehört eine weltweite Friedenspolitik und weltweiter Fairhandel.
Man darf sich aber auch nicht der Illusion hingeben, dass alle weltweit Verfolgten ihr Heil in Europa suchen können. Wer das will, überfordert die Bevölkerung und ignoriert die interkulturelle Problematik und das Wachstum von Parallelgesellschaften als Zeichen einer schlechten Integration. 
Verantwortung übernehmen heißt hier für die ÖDP, nicht alle Türen zu öffnen, sondern die wirklich Schutzbedürftigen gut aufzunehmen und zu versorgen. Dazu gehört aber auch, die Arbeitsmigration vom Asyl zu trennen und leichtere Übergänge mit klaren Regeln zu schaffen.

	Textfeld 9: Diese Frage kann man nicht pauschal beantworten.
1. Um das wertvolle Asylrecht zu erhalten, ist natürlich eine genaue Betrachtung der Motivation der Geflüchteten notwendig. Deshalb muss stärker als bisher darauf geachtet werden, diesen Bereich nicht zu überfordern. Daher setzt sich die ÖDP dafür ein, von Anfang an die Unterscheidung zwischen Flucht und Arbeitsmigration deutlicher zu machen, um die Zahl unbegründeter Asylanträge zu senken und der Arbeitsmigration einen klaren Rahmen zu geben. Dazu ist ein leichterer Spurwechsel notwendig. 
2. Es gibt unsinnige Verschärfungen von Gesetzen aus den letzten Jahren, die teilweise zurückgenommen werden sollten, wie z. B. die Duldung light. Und die ÖDP setzt sich auch für eine über die gesetzlichen Krankenkassen organisierte Basis-Krankenversicherung ein, weil damit die Landratsämter entlastet werden.
Eine pauschale Rücknahme von Gesetzen ist nicht sinnvoll, sondern die einzelnen Regeln müssen in ihrer Intention (Abschreckung ?) und in ihrer Wirksamkeit (was wurde erreicht?) überprüft, ausgewertet und eventuell geändert werden.

	Kontrollkästchen 22: Ja
	Kontrollkästchen 25: Off
	Kontrollkästchen 23: Off
	Kontrollkästchen 26: Off
	Kontrollkästchen 24: Off
	Kontrollkästchen 27: Off
	Textfeld 11: Die ÖDP setzt sich für eine dezentrale Unterbringung von Geflüchteten ein, weil das für diese und ihre Unterstützer besser ist und negative Effekte reduziert. Gesonderte  Zentren  mit  verminderten  Hilfsmöglichkeiten lehnt die ÖDP aus humanitären und verfassungsrechtlichen Gründen ab.
	Kontrollkästchen 31: Ja
	Kontrollkästchen 32: Off
	Kontrollkästchen 33: Off
	Textfeld 10: Ein eigenes Ministerium wird nur Schnittstellenverluste zwischen beiden Bereichen nach sich ziehen, die den Betroffenen auch nicht helfen.
Wichtiger ist die inhaltliche Neuausrichtung der Bereiche Asyl und Integration auch im Hinblick auf die Abgrenzung zur Arbeitsmigration und ein stärkerer Blick auf die Integration der neuen Mitbürger im Sinne von Fördern und Fordern.
Besser wäre, eine Stabstelle Integration im Innenministerium einzurichten.
	Kontrollkästchen 28: Off
	Kontrollkästchen 29: Ja
	Kontrollkästchen 30: Off
	Textfeld 14: 
	Textfeld 13: Was soll eine Abschaffung des Gesetzes bewirken? Für menschenwürdige Unterbringung braucht es eine ausreichende Einkommensbasis und die muss gesetzlich verankert sein. Das Gesetz ist zu reformieren, aber nicht abzuschaffen.
Eine Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes würde die Berechtigten an die Jobcenter überlassen, die höhere Anforderungen an die Passpflicht haben und oft auch eine deutlich längere Bearbeitungsdauer. Damit würden Asylbewerber gerade in der Anfangszeit oder beim behördlich angeordneten Wohnortwechsel längere Zeit ohne Mittel dastehen. Das wollen wir nicht.
	Kontrollkästchen 37: Off
	Kontrollkästchen 38: Ja
	Kontrollkästchen 39: Off
	Textfeld 12: Die Wohnsitzpflicht gilt in den ersten 3 Jahren und soll zu einer besseren Verteilung führen. Schon jetzt ist absehbar, dass anerkannte Geflüchtete danach ihre Freizügigkeit nützen, vor allem im großstädtischen Bereich landsmännische Communities zu bilden, in denen eine erneute Ghettoisierung anstatt Integration droht. Wer Integration will, muss das im Gegenteil über Quartiersmanagement und Stadtteilentwicklung mitsteuern versuchen. Dazu braucht es den interkulturellen Blick und das Einfordern der Integration auch für die Neubürger.
	Kontrollkästchen 34: Off
	Kontrollkästchen 35: Ja
	Kontrollkästchen 36: Off


